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1. Unterschiedliche Reaktionen auf Fukushima

Die Reaktorunfälle am 26. April 1986 in Tschernobyl und
am 11. März 2011 in Fukushima sind bisher die beiden
einzigen, auf der INES-Skala (Internationale Bewertungs-
skala für nukleare Ereignisse) mit „sieben“, also dem
höchsten Wert, eingestuften nuklearen Katastrophen. In
Deutschland haben diese beiden Ereignisse zu erheblichen
politischen Konsequenzen geführt: Wenige Wochen nach
Tschernobyl wurde 1986 das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gegründet. Als
Reaktion auf Fukushima hat die deutsche Bundesregie-
rung eine Ethikkommission gegründet, um den Ausstieg
aus der Atomenergie verbindlich zu regeln und eine Stra-
tegie für eine umfassende Energiewende zu erarbeiten.1

Diese Reaktionen haben mit der Besonderheit der deut-
schen Atomdebatte als zivilgesellschaftlichem Mobilisie-
rungsthema und Impulsgeber für die Umweltbewegung zu
tun.2

In der deutschen Umweltbewegung gilt die Atomenergie
seit Mitte der 1970er Jahre als Symbol für die Ambivalenzen
der Technik. In diesem Kontext sind Tschernobyl und Fu-
kushima in besonderer Weise zu politisch wirksamen Refe-
renzpunkten der ökologischen Kommunikation geworden.
Die überwiegende Mehrheit der Länder hat die beiden Er-
eignisse anders wahrgenommen. Generell erschüttert
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scheint der Glaube an die Sicherheit und die Unverzicht-
barkeit der Atomenergie keineswegs.3 Es gibt unterschiedli-
che Planungen:
– Polen plant, trotz der Ereignisse in Japan in die Atom-

energie einzusteigen.
– Ausgerechnet die Ukraine steht mit der Absicht, zahlrei-

che neue Atomkraftwerke zu bauen, an der Spitze der
Staaten, die unvermindert auf Atomenergie setzen.

– Italien ist das einzige europäische Land, das (bereits
1986) aus der Atomenergie ausgestiegen ist. Neubau-
pläne wurden diskutiert, jedoch vorerst zumindest ver-
worfen.

– Die Schweiz hat einen Ausstieg mit langfristigem Zeit-
horizont beschlossen, was aber aufgrund der starken
Alternativen – besonders der Wasserkraft – nicht mit
dem Konflikt in Deutschland vergleichbar ist.

– Österreich hat ein Atomkraftwerk gebaut, dieses aber
nie in Betrieb genommen.

Vor diesem Hintergrund erscheint die Debatte in Deutsch-
land zwar herausgehoben und besonders stark mit Fukus-
hima verbunden, aber nicht völlig isoliert. Auch weltweit
gibt es seit Jahrzehnten in vielen Ländern warnende Stim-
men hinsichtlich ungelöster Risiken der Atomenergie.4

Der Energiehunger moderner Zivilisation ist jedoch so groß,
dass die Mehrheit der gesellschaftlichen Verantwortungs-
träger in den Ländern, die Zugang zur energetischen Nut-
zung der Atomenergie haben, glaubt, nicht auf diese ver-
zichten zu können.

Fragt man nach rationalen Gründen für das Festhalten
an der Atomenergie nach Tschernobyl und Fukushima,
gibt es zwei mögliche Antworten: (1) Entweder wird das
Restrisiko weiterhin für so unwahrscheinlich gehalten,
dass es vernachlässigt bzw. durch verbessertes Manage-
ment hinreichend minimiert werden könne. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass die spezifischen Risiken von Japan
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nicht auf andere Länder übertragbar seien und sich somit
nichts an der Risikoeinschätzung für diese geändert habe.
(2) Oder man bewertet das mit der Nutzung von Atom-
energie verbundene Risiko im Vergleich zu den möglichen
Alternativen (Klimawandel durch fossile Energien, wirt-
schaftlicher Niedergang, energiepolitische Abhängigkeit
etc.) als das kleinere Übel. Für die ethisch-wissenschaftli-
che Bewertung ist die entscheidende Frage, wie man die
sehr unterschiedlich gearteten Risiken und Vorzüge der
verschiedenen Energiesysteme gewichtet und ob man sie
überhaupt gegeneinander verrechnen kann.5 Tschernobyl
und Fukushima haben tief greifende Methodenprobleme
der Technikfolgenabschätzung gezeigt. Sie fordern eine
neue „Risikomündigkeit“ im Sinne umfassender Sicher-
heits- und Risikokonzepte für den Umgang mit komple-
xen, nicht linear berechenbaren „systemischen“ Entschei-
dungsproblemen.6

Für die gesellschaftlichen Präferenzen sind solche ethi-
schen Argumente allerdings eher selten unmittelbar aus-
schlaggebend. Die Zukunft der Kernenergie ist deshalb
nicht nur eine Frage der rationalen Bewertung von Risiken
als vielmehr eine abhängige Variable der politischen Kon-
texte. So hat die Atomenergie beispielsweise in Russland
seit den 1950er Jahren den Status eines Symbols von Fort-
schritt und Weltmachtstellung. Gerade weil der Glaube an
die marxistische Ideologie Mitte der 1980er Jahre bereits er-
heblich verunsichert war, wirkte die Erschütterung des
technischen Selbstbewusstseins in den sowjetischen Staa-
ten durch die Ereignisse in Tschernobyl in hohem Maße de-
stabilisierend: „Mochte man in den sowjetischen Betrieben
noch so viel Schlendrian sehen, so glaubten viele bis hinauf
zu Gorbatschow noch lange an den befreienden Fortschritt
durch Spitzentechnik. Es war vor allem dieser Glaube, der
durch Tschernobyl im Kern getroffen wurde.“7 Die ent-
scheidenden Konsequenzen der Havarie von Tschernobyl
in den osteuropäischen Ländern sind nach dieser Einschät-
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zung nicht unmittelbar an der Energiepolitik zu messen,
sondern liegen auf der Ebene des Vertrauensverlustes gegen-
über dem politischen System insgesamt.

In je anderer Weise ist die Verknüpfung von Atomenergie
mit Fortschrittssymbolik und Wirtschaftsmodellen auch in
den USA, in Frankreich und anderen Industrienationen
wirksam. Von daher scheint der Ausstieg aus ihrer Nutzung
für die politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche
Elite in diesen Ländern derzeit mehrheitlich undenkbar. In
Deutschland dagegen ist die Atomenergie für viele Bürger
zum Symbol etablierter Macht und abgelehnter Fort-
schrittsmodelle geworden, an dem sich mit erstaunlicher
Zähigkeit immer wieder massive zivilgesellschaftliche Pro-
teste entzünden.

2. Diskussionsfelder für eine neue Risikoethik

2.1 Atomenergie und Klimaschutz

Ein wichtiges ethisches Argument für Atomenergie ist ihr
Beitrag zum Klimaschutz. Die Risiken des Klimawandels
sind nicht weniger dramatisch als die der Atomenergie. Das
besondere Gewicht der Klimaproblematik ergibt sich daraus,
dass sie unabweisbar global ist und dass sie sich schon heute
vor allem in Ländern des Südens für mehrere hundert Millio-
nen Menschen als eine primäre Armutsursache erweist.8

Die Ethikkommission für sichere Energieversorgung
lehnt die Vergleichbarkeit der beiden Risikokomplexe ab:
„Die Frage, ob das Klimaproblem größer oder kleiner ist als
die Probleme in der Folge kerntechnischer Havarien, wird
unterschiedlich beantwortet, aber im Grunde gibt es keine
sinnvolle Vergleichsbasis. Es bleibt bei der ethischen Ver-
antwortung, dem Klimawandel genauso ernsthaft entgegen-
zuwirken wie die Sicherheit der Energieversorgung zu ge-
währleisten. Für den Zeitraum des Atomausstiegs stehen
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die klimapolitischen Ziele fest. Eine Vermutung, diese
Ziele würden durch den Atomausstieg kompromittiert, ist
nicht belegt.“9

Wendet man die umweltethischen Bewertungskriterien
des Wissenschaftlichen Beirates Globale Umweltverände-
rungen (WBGU) der Bundesregierung auf den Vergleich bei-
der Energiesysteme an, ist der negative Befund bei fossilen
Energiesystemen eindeutiger: Der WBGU fordert „Eingriffe,
die die Existenz des Menschen gefährden, […] kategorisch
zu unterlassen“.10 Eingriffe, die wichtige Stoff- und Energie-
kreisläufe auf globaler Ebene nennenswert beeinflussen,
rechnet er ebenfalls zu den kategorisch abzulehnenden
Handlungsweisen.11 Alles Übrige sei nach kompensatori-
schen (und damit tausch- und verhandlungsfähigen) Verfah-
ren zu entscheiden. Durch den exzessiven Gebrauch fossi-
ler Energien sind unabweisbar „wichtige Stoff- und
Energiekreisläufe auf globaler Ebene“ beeinträchtigt. Aller-
dings handelt es sich um eine graduelle und kollektive Risi-
kosteigerung, so dass der Einzelne die Verantwortung auf
die Anderen abschiebt und die jeweilige Nutzung für sich
genommen als harmlos ansieht.

Festhalten lässt sich: Aufgrund der global höheren Dring-
lichkeit des Klimaproblems darf der Ausstieg aus der Atom-
energie nicht dauerhaft zu einer vermehrten Nutzung von
Kohle, Öl und Gas führen. Da die Risiken jedoch nicht di-
rekt vergleichbar sind, lässt sich aus der Klimaproblematik
kein „Rabatt“ für die ethischen Anforderungen an die Si-
cherheit der Atomenergienutzung ableiten.

Darüber hinaus gibt es ein gewichtiges quantitatives Ar-
gument: Derzeit stammen weltweit 13,5 Prozent der Strom-
erzeugung aus Atomkraftwerken. Gemessen am weltwei-
ten kommerziellen Einsatz von Primärenergie entspricht
das etwa 5 Prozent.12 Nach einer umfangreichen OECD-Stu-
die wird die Zahl der Atomkraftwerke trotz der Planungen
von Zubauten in einigen Ländern mit großer Wahrschein-
lichkeit in den nächsten Jahren weiter abnehmen, da es an
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Expertise, Kapital und Planungssicherheit fehle.13 Um nur
ein Zehntel der fossilen Energie zu ersetzen, bräuchte man
nach diesen Berechnungen mindestens 1.000 zusätzliche
Atomkraftwerke.14 Atomenergie kann demnach schon aus
quantitativen Gründen keinen entscheidenden Beitrag zur
globalen CO2-Reduktion leisten.

2.2 Verstoß gegen intergenerationelle Gerechtigkeit?

Das Problem der Endlagerung der radioaktiven Abfälle ist
ungelöst. Solange die verbrauchten Brennstäbe nicht sicher
und unzugänglich gelagert sind, setzt der verantwortliche
Umgang mit ihnen eine stabile Gesellschaft voraus. Eine sol-
che Stabilität müsste über mindestens 10.000 Jahre garan-
tiert werden. Ein solches Versprechen widerspricht jeder his-
torischen Erfahrung. „Unsere wissenschaftlich-technische
Zivilisation ist eine labile und gefährdete Ausnahmeerschei-
nung auf diesem Planeten. Es ist frivol, in sie für unsere spä-
ten Nachkommen Gefahrenquellen einzubauen, die […] von
unseren Nachfahren möglicherweise nicht beherrschbar
sein werden.“15 Es sei Hybris, die Welt so zu „möblieren“,
dass sie nur dann bewohnbar bleibt, wenn alle Menschen
gut sind.

Die starken Worte von Spaemann sind umstritten. Dage-
gen lässt sich argumentieren, dass die moderne Zivilisation
es häufig mit Prozessen und Risiken zu tun hat, deren Be-
herrschbarkeit wir nicht sicher vorhersagen können. Die
Angemessenheit der Vokabeln „frivol“ und „Hybris“ hängt
davon ab, ob man hier in einer unvergleichlichen Weise je-
des Maß des Verantwortlichen überschritten sieht. Ihr Ge-
brauch birgt die Gefahr, einem allgemeinen Kulturpessi-
mismus das Wort zu reden. Die berechtigte Ablehnung der
Prämisse, dass „alle Menschen gut sind“, sollte auch an-
thropologisch und ethisch differenziert werden hinsichtlich
der Frage, welche Art von Gestaltungsverantwortung man
dem Menschen auch im Kontext von Technik und Risiko-
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management zutraut.
Die 2008 bekannt gewordenen Probleme mit Wasserein-

lagerung und Einsturzgefahr im niedersächsischen Zwi-
schenlager Asse II haben in Deutschland das Vertrauen der
Öffentlichkeit in die Sicherheitszusagen von Wissenschaft-
lern, Politikern und Kraftwerksbetreibern tief erschüttert.
Auch auf der internationalen Ebene zeigt sich die Problema-
tik der Endlagerung von radioaktivem Abfall. Berichte über
die Entsorgung von chinesischem Nuklear-Abfall in Tibet
haben für internationale Empörung gesorgt.16 Schweden for-
dert Aufklärung über die Entsorgung von sowjetischem Nu-
klearmaterial, das in der Ostsee versenkt wurde und nun
eine ernste Bedrohung für das natürliche Gleichgewicht
des Binnenmeeres darstellt.17

Solange das Problem der Endlagerung von radioaktiven
Abfällen nicht gelöst ist, verstößt die Nutzung der Atom-
energie gegen das Prinzip der Vorsorge. Vor diesem Hinter-
grund erscheint die rechtliche Genehmigung der Anlagen
aus ethischer Sicht fragwürdig. Das Vorsorgeprinzip fehlt
bisher beispielsweise weitgehend im Umweltrecht der
USA.18 Darüber hinaus kann man in der Nutzung der Atom-
energie eine Verletzung des Prinzips intergenerationeller
Verantwortung, wie sie in Deutschland und vielen anderen
Ländern in der Verfassung verankert ist (GG Art. 20a, seit
1994) sehen. Hier ergeben sich allerdings große Interpretati-
onsspielräume. Manche sehen auch gerade in der Vernach-
lässigung weiterer Nutzung und Forschung eine Verletzung
dieses Prinzips.19 Auch aus rechtlicher Sicht brauchen wir
neue Zugänge zur Risikobewertung.20

Wie immer man hier entscheidet, unabweisbar ist, dass
die Begriffe Risiko, Wohlstand und Versorgungssicherheit,
auf denen die Bewertung der Atomenergie wesentlich auf-
baut, Werturteile implizieren und in substantieller Weise
die „Metrik der Gerechtigkeit“ betreffen.21 Die nach-
geschaltete ethische Bewertung der Atomenergie, wie sie
in Deutschland mit der von der Reaktor-Sicherheitskom-
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mission getrennten „Ethikkommission für eine sichere
Energieversorgung“ vorgenommen wurde, ist problema-
tisch und hat zu einer verzerrten Diskussion geführt.22 Wir
brauchen generell eine engere Verzahnung von naturwis-
senschaftlich-technischer und ethisch-normativer For-
schung.23

2.3 Unterschätzung des Risikofaktors Mensch

Der „Überschuss der kausalen Wirkungsgewalt über das Vor-
wissen“24 erzeugt ein strukturell neues Verantwortungspro-
blem. Verantwortung muss sich in der technologisch gepräg-
ten Zivilisation angesichts komplexer Szenarien bewähren.
Kennzeichnend für die entscheidungstheoretische Komple-
xität im Kontext der Atomenergie ist der hohe Grad an
Nichtwissen über extrem geringe Wahrscheinlichkeiten
und extrem hohe Schadensausmaße. Gängige Modelle von
Zurechnung und Prognosen sind wegen der kontextabhängi-
gen Wechselwirkungen zwischen Technik und ihrer gesell-
schaftlichen Einbettung kaum verwendbar. Eine Ethik der
Verantwortung gewinnt unter den Bedingungen moderner
Technologie die Züge einer Risikoethik, deren Logik nicht
auf linearen Kausalketten beruht, sondern auf einem Ratio-
nalitätstyp des komplexen und systemischen Denkens.25

Der entscheidende Fehler der bisherigen Modelle ist – wie
Tschernobyl gezeigt hat –, dass der Risikofaktor Mensch sys-
tematisch unterschätzt wurde: „Ursache des Unfalls war
nicht das Versagen technischer Komponenten, sondern die
falsche Einschätzung bei der Bedienung des Reaktors, also
menschliches Versagen.“26 Man kann das menschliche Ver-
sagen in Tschernobyl auch politisch als Systemproblem
mangelnder Transparenz und Reaktionsfähigkeit deuten:
„Tschernobyl […] warf ein scharfes Licht auf die Schwächen
eines ohnehin bröckelnden Systems.“27 Auch in Fukushima
war menschliches Versagen im Spiel (z. B. die mangelnde
Wartung der Notkühlung mit Dieselmotoren oder die ver-
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zögerte Inanspruchnahme von professioneller Hilfe im Kata-
strophenmanagement).

2.4 Gefahr militärischen Missbrauchs

Terroristen oder Kriegsparteien können AKWs, die meist in
Ballungsräumen stehen, zu Angriffszielen machen und da-
mit die Wirkung ihrer Waffen exponentiell steigern. In den
falschen Händen kann der Energielieferant Uran zur tödli-
chen Waffe werden. Selbst in Deutschland gibt es Lücken
hinsichtlich der Frage nach Herkunft und Verbleib von
Uran.28 Insbesondere bei Plutonium lässt sich der Brenn-
stoffzyklus nur schwer vollständig kontrollieren.

Zudem ist es nicht ausgeschlossen, dass Staaten die zu-
nächst friedliche Atomenergienutzung mit militärischen
Zwecken verbinden. Die nicht zu Ruhe kommende Diskus-
sion um die nuklearen Ambitionen des Iran ist hier nur als
exemplarischer Fall zu sehen. Je unsicherer die Sicherheits-
lage ist, desto stärker scheint das Interesse vieler Regierun-
gen, ihr militärisch-politisches Gewicht durch Atomwaffen
zu steigern.29

Diese Faktoren sind vor dem Hintergrund der „Enthe-
gung des Krieges“ im frühen 21. Jahrhundert zu sehen. Die
Terroranschläge des 11. September 2001, die die weltpoliti-
sche Situation tief greifend verändert haben, sind kein iso-
liert militärisches Problem, sondern Menetekel einer global
veränderten Sicherheitslage. Die Vulnerabilität westlicher
Gesellschaften durch ihre Energieversorgungssysteme so-
wie die Kontrolle der Brennstoffzyklen sollten auch in der
Öffentlichkeit als sicherheitspolitische Angelegenheit the-
matisiert werden. Der Bau von Kernkraftwerken in poli-
tisch instabilen Ländern sollte grundsätzlich vermieden
werden.30
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2.5 Perspektiven christlicher Ethik

In den christlichen Kirchen hat die kritische Betrachtung
der Kernenergie eine starke Tradition: So fasste die Synode
der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) am 4. No-
vember 1987 unter dem Eindruck von Tschernobyl den Be-
schluss: „Die nicht mit Sicherheit beherrschbaren Gefah-
ren der gegenwärtigen Kernenergiegewinnung haben zu der
verbreiteten Einsicht geführt, dass diese Art der Energiege-
winnung mit dem biblischen Auftrag, die Erde zu bebauen
und zu bewahren, nicht vereinbar ist.“31 Die EKD hat ihre
prinzipielle Ablehnung der Kernenergie mehrfach bestätigt.
Ethische Stellungnahmen von katholischer Seite haben
sich bis Fukushima mehrheitlich auf die Benennung von
Bedingungen für eine verantwortbare Nutzung der Kern-
energie beschränkt und betont, dass der schöpfungstheo-
logische Gestaltungsauftrag nicht einseitig hinter dem der
Bewahrung der Schöpfung zurücktreten dürfe.32

Monografische Auseinandersetzungen mit der Bewer-
tung der Kernenergie finden sich auf katholischer Seite bei
Wilhelm Korff33 sowie auf der Ebene des Kommissariates34.
In diesem Arbeitspapier wurde der Begriff „Brückentech-
nologie“ ins Spiel gebracht, womit gemeint war, dass die
Atomenergie nicht mehr Hoffnungsträger künftiger Ener-
gieversorgung sei, sondern lediglich eine Übergangslösung
auf dem langfristig notwendigen Weg zur vollständigen Ver-
sorgung mit erneuerbaren Energien. In dem Expertentext
„Klimawandel: Brennpunkt globaler, intergenerationeller
und ökologischer Gerechtigkeit“ wird die Kernenergie als
Verstoß „gegen die Grundsätze der Vorsorge und der Ver-
hältnismäßigkeit“ bewertet.35

Im Konflikt zwischen den Risiken von Klimawandel und
Kernkraft hat sich das Zentralkomitee der deutschen Ka-
tholiken (ZdK) recht eindeutig zu Wort gemeldet: „Die
Gewinnung von Kernenergie ist zwar im Gesamtzyklus
emissionsärmer als die Energieerzeugung durch Kohlekraft-
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werke. Angesichts der Risiken, der ungelösten Problematik
der Endlagerung und der Gefahr der Verbreitung von Atom-
waffen stellt die Kernenergie jedoch längerfristig keine ver-
antwortungsvolle Möglichkeit dar, die Probleme des Klima-
wandels zu lösen. Eine Verlängerung der Laufzeiten ist
deswegen nicht zu befürworten.“36 Auch die EKD hat sich
in der Synodenkundgebung „Klimawandel – Wasserwan-
del – Lebenswandel“ vom 5. November 2008 deutlich posi-
tioniert: „Kernenergie ist kein verantwortlicher Beitrag
zum Klimaschutz und behindert den notwendigen Umbau
der Energieversorgung. Vor allem sind ihre Risiken – ins-
besondere die nicht geklärte Endlagerung und das hohe
Schadenspotential – nach wie vor ungelöst.“37

Als Reaktion auf das Reaktorunglück 2011 hat sich die
Bayerische Bischofskonferenz rasch und entschieden zu
Wort gemeldet: „Die Katastrophe im japanischen Atom-
kraftwerk Fukushima hat einmal mehr eindringlich die
Grenzen der menschlichen Macht aufgezeigt. Das Rest-
risiko der Atomenergie ist unkalkulierbar, die Frage der
Endlagerung ist ungeklärt und darf den nachfolgenden Ge-
nerationen nicht aufgebürdet werden. Die bayerischen Bi-
schöfe sehen in der Atomkraft keine dauerhafte Perspektive
für die Energieversorgung. Der Ausstieg aus dieser Tech-
nologie muss so schnell als möglich vollzogen werden, die
Phase des Einsatzes von Nuklearenergie als so genannte
Brückentechnologie muss so kurz als möglich sein.“38 Die
Päpstliche Akademie der Wissenschaften befürwortet hin-
gegen seit vielen Jahren die friedliche Nutzung der Atom-
energie und hat dies auch nach Fukushima bekräftigt.

Als Resümee ist festzuhalten: Es gibt in den Kirchen un-
terschiedliche Positionen, insgesamt überwiegt jedoch bei
weitem die kritische Sichtweise. Diese hat – beispielsweise
über die Verbindung mit der Friedensbewegung bis hin zur
Ethikkommission der Bundesregierung nach Fukushima –
erhebliche zivilgesellschaftliche Wirkung entfaltet.39 Dabei
ist christliche Ethik keinesfalls mit einer prinzipiellen Risi-
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koscheu gleichzusetzen.40 Zumindest für die biblische Tra-
dition sind eher die Option für Entwicklung und das Wagnis
des Aufbruchs zu Neuem typisch. Kontrovers wird in den
Kirchen diskutiert, welchen Stellenwert die Bereitschaft
zum Kompromiss für die Ethik und insbesondere für die Be-
wertung der Kernenergie haben soll.41 In der Ethikkommis-
sion, die von Bundeskanzlerin Angela Merkel als Reaktion
auf Fukushima im Frühjahr 2011 gegründet wurde und in
der die Kirchen stark vertreten waren,42 legte der Vorsit-
zende Klaus Töpfer Wert auf die Feststellung, dass diese
nicht grundsätzlich zu entscheiden habe, ob sie Atomener-
gie für verantwortbar halte oder nicht, sondern sehr viel be-
grenzter, wann und wie Deutschland mit den geringsten ne-
gativen Nebenwirkungen aus ihr aussteigen könne43. Dies
ist für die Anwendbarkeit der ethischen Methode der Gü-
terabwägung insofern maßgeblich, als ihre Notwendigkeit
für Ausstiegsszenarien unabweisbar ist.

Das ethische Dilemma zwischen den negativen Neben-
wirkungen von Kernenergie und fossilen Energien wird
von den Vertretern christlicher Ethik mehrheitlich nach
keiner Seite hin aufgelöst sondern mit einem Verweis auf
die Notwendigkeit, das globale Wohlstandsmodell ins-
gesamt zu hinterfragen, beantwortet.44 Die Bewertung der
Kernenergie hängt letztlich davon ab, wie man Wohlstand
und damit die Leitziele gesellschaftlicher Entwicklung
denkt.45 Darum soll es im Folgenden gehen.

2.6 Abhängigkeit der Bewertung von Wohlstandsmodellen

Ein klimaverträglicher Ausstieg aus der Atomenergie ist
nur möglich, wenn man Wohlstand neu denkt und die öko-
nomisch-gesellschaftliche Entwicklung rechzeitig daran
anpasst. Energie und Geld sind die beiden Schlüsselfaktoren
für einen Entwicklungspfad, der schon heute eher den Um-
satz als Lebensqualität für alle steigert. Eine Transforma-
tion unseres Wohlstandsmodells ist die Voraussetzung für
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nachhaltige Lösungen der Energiefrage. Billige Energie ist –
ähnlich wie billiges Geld46 – ein Mittel, um kurzfristiges
und schnelles Wachstum zu ermöglichen. In beiden Berei-
chen sind damit jedoch vielfältige Ambivalenzen verbun-
den. Maßhalten fällt uns allerdings schwer. Es wird erst
dann Akzeptanz finden, wenn deutlich wird, dass mit ihm
auch substantiell neue Chancen von Lebensqualität und
Entwicklung verbunden sind.47 Die „Ethikkommission si-
chere Energieversorgung“ hat diese Debatte fast vollständig
ausgeblendet.48 Diese Horizonterweiterung sollte bei künf-
tigen Aufträgen für Politikberatung berücksichtig werden.49

Angesichts des wirtschaftlichen Mangels im Globalen
Süden sowie in den Transformationsländern Mittel- und
Osteuropas mag die Debatte um Wohlstandsmodelle vielen
als ein „Luxusphänomen“ reicher Länder erscheinen. Das
Ziel, an das Wohlstandsniveau des Westens anzuschließen,
ist der Mehrheit der Bevölkerung in anderen Erdteilen oder
zumindest ihren politischen Vertretern vorrangig. Dieses
Modell einer „nachholenden Entwicklung“ wird sich je-
doch aufgrund von Klimawandel, Naturzerstörung, Res-
sourcenverknappung und -verteuerung sowie aufgrund der
mit einem ungeregelten Kapitalismus verbundenen sozia-
len Spaltung in wenigen Jahrzehnten als Sackgasse für alle
erweisen. Deshalb ist gerade auch im Interesse der Armen
weltweit eine Differenzierung der Indikatoren für Wohl-
stand, bei der auch weniger energieintensive Dimensionen
wie etwa Bildung, Gesundheitswesen oder Partizipation
eine wesentliche Rolle spielen, von vorrangiger Bedeu-
tung.50 Nur auf der Basis eines solchen Perspektivenwech-
sels wird die Überwindung der bisherigen Dilemmata der
Energieentwicklung gelingen.
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2.7 Die ordnungsethische Dimension der Energiefrage

Der Umgang mit Energie prägt die Entwicklung von Wirt-
schaft und Gesellschaft. Die Energieversorgung ist deshalb
nicht nur eine technisch-ökonomische, sondern ebenso eine
politische und ordnungsethische Angelegenheit. Dies gilt in
besonderem Maße für die Atomenergie. Denn sie ist mit
langfristigen Investitionen, Pfadabhängigkeiten sowie
schwer kalkulierbaren Sicherheitsfragen verbunden, die
sich nicht angemessen allein über Marktprozesse regeln las-
sen, sondern eines breiten gesellschaftlichen Diskurses be-
dürfen. Das Besondere des Streites um Atomenergie ist, dass
es sich hierbei nicht nur um einen Interessens-, sondern
auch um einen Überzeugungskonflikt handelt, der die be-
kannten gesellschaftlichen Konfliktlösungsmodelle von To-
leranz und Interessensausgleich an ihre Grenzen bringt.51

Ein zentraler Überzeugungskonflikt ist die Vorstellung,
dass Atomenergienutzung alternativlos sei.52 „Die Aussage,
etwas sei ‚alternativlos‘, wird inzwischen von der Öffentlich-
keit nicht mehr akzeptiert. Das gilt auch für die Nutzung der
Kernenergie. Die Behauptung der ‚Alternativlosigkeit‘ unter-
höhlt das Vertrauen in die offene, parlamentarische Demo-
kratie. Es ist vielmehr so, dass Alternativen Freiräume für
Entscheidungen schaffen. Auch werden Alternativen in
umso größerer Anzahl zur Verfügung stehen, je dezentraler
und differenzierter die Energieversorgung angelegt wird.
Dies erhöht die Chance der Bürger auf Teilhabe an den Ent-
scheidungen und auf die Beteiligung etwa an Genossenschaf-
ten und anderen Modellen, mit denen die eigene Verantwor-
tung selbst organisiert werden kann. Die Bürgergesellschaft
wird dadurch gestärkt.“53

Eine dezentrale Energieversorgung, die durch eine stär-
kere Nutzung erneuerbarer Quellen gestärkt werden kann,
steht in vielschichtigen Zusammenhängen zur Entwick-
lung dezentraler demokratischer Strukturen in der Gesell-
schaft und hat zugleich wesentliche Vorteile für die Ver-
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meidung von Risiken sowie für gesellschaftliche Partizipa-
tion in einer komplexen Welt.54 Es bedarf vertiefter histori-
scher Forschung um die vielschichtigen Zusammenhänge
von politischer Macht, gesellschaftlicher Ordnung und
Energieversorgung genauer zu erfassen.55

3. Lehren aus Tschernobyl und Fukushima

3.1 Katalysator für den Zerfall der Sowjetunion

Die wohl entscheidende Konsequenz der Reaktorkatastro-
phe in Tschernobyl war nicht unmittelbar eine fundamen-
tale Kritik und Abschaltung der Atomenergie, sondern viel-
mehr eine tiefgehende Verunsicherung der ohnehin bereits
labilen Macht der Sowjetunion. Gorbatschow hat dies sehr
deutlich zum Ausdruck gebracht: „Der Reaktorunfall in
Tschernobyl […] war vielleicht mehr noch als die von mir
begonnene Perestroika die wirkliche Ursache für den Zu-
sammenbruch der Sowjetunion fünf Jahre später. Tscherno-
byl stellt einen historischen Wendepunkt dar: Es gab die
Zeit vor der Katastrophe und es gibt die völlig andere Zeit,
die danach folgte […] Mehr als alles andere hat die Katastro-
phe von Tschernobyl die Durchsetzung der freien Mei-
nungsäußerung ermöglicht. Das System, wie wir es kann-
ten, konnte nicht mehr weiterexistieren. Es wurde absolut
klar, wie wichtig es war, die Glasnost-Politik weiterzufüh-
ren.“56 Nach Radkau haben die Reaktorunfälle das Ver-
trauen in das sowjetische Technologie- und Krisenmanage-
ment, das zuvor oft als Legitimation für die staatliche
Planwirtschaft herangezogen worden war, so nachhaltig er-
schüttert, dass die schleichende politische Destabilisierung
dadurch wesentlich verstärkt wurde. Die Tschernobylkata-
strophe erwies sich als Katalysator für den Zerfall der Sow-
jetunion.57
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3.2 Forschungsbedarf

Bis heute gibt es extrem unterschiedliche Zahlenangaben
zu den durch Tschernobyl ausgelösten Todesfällen, die zwi-
schen wenigen tausend und 500.000 schwanken. 1991 stritt
ein Bericht der Internationalen Atomenergieagentur, der
zusammen mit WHO, FAO u. a. publiziert wurde, jegliche
Nachweisbarkeit von Todesfällen durch Tschernobyl ab.
Diese Informationen wurden im Jahr 2000 durch die IAEA
bestätigt.58 Im Unterschied dazu führte im Jahr 2000 selbst
das russische Katastrophenministerium etwa 300.000 To-
desfälle auf den Super-GAU zurück.59

Es gab und gibt eine Unterdrückung von Daten zu ge-
sundheitlichen Folgen; umgekehrt muss man jedoch auch
mit der Übertreibung im Interesse von Subventionen und
öffentlichem Aufsehen rechnen. Die genaue Datenerfas-
sung ist schon aus methodischen Gründen nicht eindeutig
möglich, da die gesundheitliche Wirkung der radioaktiven
Strahlung langfristig und nicht monokausal ist und zudem
von subjektiv unterschiedlichen Sensibilitäten abhängt.
Man ist im Wesentlichen auf statistische Methoden ange-
wiesen. Hier besteht jedoch noch erheblicher Forschungs-
bedarf.

Auch nach 25 Jahren wissen wir noch viel zu wenig von
den ca. 5,7 Millionen Menschen, die direkt von der Tscherno-
byl-Katastrophe betroffen waren bzw. sind. Bemerkenswert
ist, dass die Erinnerung und die Wahrnehmung der Folgen in
der Ukraine sowie international sehr unterschiedlich, teil-
weise zeitverzögert und ganz offensichtlich stark abhängig
von bestimmten Randbedingungen aufzutreten scheinen.

Die Analyse der Ursachen und Folgen der Tschernobyl-
Katastrophe ist noch nicht hinreichend geleistet. Sie ist
wissenschaftlich und zivilgesellschaftlich eine wichtige
Aufgabe, um für einen verantwortlichen Umgang mit Ener-
gie die nötigen Lehren zu ziehen. Es geht dabei nicht nur
um abstrakte Analysen, sondern auch um konkrete Solida-
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rität mit den von Leid betroffenen Menschen, wie sie bei-
spielsweise in der Form einer Aufnahme mehrerer hundert-
tausend strahlenbelasteter Kinder für Ferien in unterschied-
lichen europäischen Ländern tatsächlich geleistet wurde
und wird.60 Es ist in besonderer Weise Aufgabe christlicher
Sozialethik, denen eine Stimme zu geben, deren Erfahrun-
gen verdrängt und überhört werden, weil sie nicht zu den
gesellschaftlich und politisch gewollten Mustern der
Selbstdeutung passen.

In Fukushima gibt es noch keine seriösen Abschätzun-
gen über den weiteren Gang und die Folgen der Ereignisse.
Die Überlagerung von Erdbeben, Tsunami und Reaktor-
unfall erschwert die kausale Zurechung. Schon jetzt ist
deutlich, dass die Wahrnehmung der Ereignisse kulturell
sehr verschieden ist. Bereits der oberflächliche Vergleich
beider Reaktorunfälle zeigt, wie sehr sich Ursachen, Ma-
nagement und Deutung der Risiken unterscheiden.

Darüber hinaus gibt es auch aus naturwissenschaftlicher
Sicht neue Kontroversen zu Risikobewertung. So hat im
Mai 2012 ein Forscherteam des Max-Planck-Instituts für
Chemie in Mainz die Wahrscheinlichkeit eines GAU an-
hand der bisherigen Laufzeiten aller zivilen Kernreaktoren
weltweit und der aufgetretenen Kernschmelzen 200mal hö-
her eingestuft als in der bisherigen Forschung üblich.61 Bei
einem solchen GAU würde die Hälfte des radioaktiven Cä-
sium-137 mehr als 1.000 Kilometer weit transportiert, so
dass man im dicht besiedelten Westeuropa in etwa 50 Jahre
mit einer großräumigen radioaktiven Belastung rechnen
müsse. Man kann und sollte über die Aussagekraft solcher
statistischer Hochrechnungen kontrovers diskutieren. Igno-
rieren sollte man sie jedoch nicht.
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3.3 Die Unberechenbarkeit des kulturellen Gedächtnisses

Viele Menschen haben angesichts der Reaktorunfälle von
Tschernobyl und Fukushima ein gespaltenes Bewusstsein:
Die Ereignisse haben in Europa eine tiefe Verunsicherung
erzeugt, die sich jedoch sehr bald gelegt hat und nun von
den gewohnten Denk- und Verhaltensmustern überdeckt
und verdrängt wird. Die Stimmung hat sich verändert, das
Verhalten kaum, jedenfalls nicht unmittelbar. In gewisser
Weise ist das typisch postmodern. Man kann und will sich
von bestimmten Symbolen der Moderne nicht verabschie-
den, obwohl der Zweifel an ihnen sich längst breit gemacht
hat. Die politische Halbwertszeit von Katastrophen, also
der Zerfall des öffentlichen Gedächtnisses, kann extrem un-
terschiedlich sein. Die Flut an Katastrophen-Botschaften ist
so groß, dass jeweils nur die aktuellsten Nachrichten das
Denken und Handeln der Menschen beeinflussen.

Außerhalb von Europa ist bisher nicht absehbar, dass Fu-
kushima zu einem Wendepunkt für die Bewertung der
Atomenergie wird. Aus China, den USA, Indien, Brasilien
und Russland gibt es unterschiedliche Signale, die insgesamt
eher auf ein Festhalten an der bisherigen Atompolitik deuten
und lediglich eine Überprüfung der Sicherheitsstandards
oder eine Verzögerung von Neubauten erkennen lassen.62

Eine solche unmittelbare und schnelle Konsequenz war
jedoch auch nach den Erfahrungen in Tschernobyl nicht zu
erwarten. Die unterschiedlichen Reaktionsweisen sind in
hohem Maße durch den jeweiligen politisch-gesellschaftli-
chen und medialen Kontext geprägt.63

3.4 Ethische Schlussfolgerungen

Die großen Hoffnungen auf Atomenergie sind weitgehend
ernüchtert. In der ökonomischen Entwicklung der Mensch-
heit kommt ihr allenfalls der Status einer Brückentechnolo-
gie zu. Sie ist nicht mehr als ein Übergangsphänomen. Kul-

324

Markus Vogt



turgeschichtlich betrachtet sind die exzessive Nutzung fos-
siler Energien sowie die Nutzung der Atomenergie eine sehr
späte Erscheinung. Langfristig gibt es für unsere Zivilisa-
tion keine Alternative zum vollständigen Umstieg auf er-
neuerbare Energien. Aus christlicher Sicht ist die Gestal-
tung der Energiewende eine Bewährungsprobe dafür, ob die
Gesellschaft es ernst meint mit einer nachhaltigen Schöp-
fungs- und Zukunftsverantwortung. Ein Menschenbild, das
zur Distanz gegenüber der Dynamik der ständigen Steige-
rung von Konsumwünschen ebenso befähigt wie zu kreati-
ver Initiative in der Entwicklung und Durchsetzung neuer
Techniken, ist die beste Voraussetzung für das Gelingen
der Energiewende.

Was wir für eine Technikethik nach Tschernobyl und Fu-
kushima lernen müssen, sind vor allem zehn Merkposten:

1. Technik, die fehlerlose Menschen voraussetzt, ist nicht
verantwortbar. Wir brauchen eine fehlerrobuste Tech-
nik. Bei der internationalen Verbreitung sind die unter-
schiedlichen politischen, kulturellen und ökologischen
Kontexte, von denen eine zuverlässige Handhabung we-
sentlich abhängt, systematisch zu berücksichtigen.

2. Schon der Begriff „Restrisiko“ ist ethisch unzurei-
chend.64 Auch hypothetische Risiken sind ernst zu neh-
men und im Sinne des Vorsorgegebotes politisch zu be-
rücksichtigen. Hierfür bedarf es des Augenmaßes, um
abzuwägen und bloße Spekulationen zu vermeiden, was
Max Weber als politische Grundtugend der Ethik der
Verantwortung bestimmt.65

3. Das Vorsorgegebot ist u. a. durch einen glaubwürdigen
und einheitlichen Stresstest für alle Atomkraftwerke
einzulösen;66 das gilt insbesondere für die EU, wo dieser
auch mit der Ukraine, Weißrussland und Russland und
langfristig weltweit abgestimmt sein sollte.
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4. Es besteht erheblicher Forschungsbedarf in Bezug auf die
Auswirkungen von Tschernobyl und Fukushima. Diese
Forschung kann nur in internationaler und interdiszipli-
närer Kooperation geleistet werden. Über abstrakte Zah-
len hinaus sind auch die betroffenen Menschen in den
Blick zu nehmen. Hinsichtlich der solidarischen Erinne-
rung an die Opfer von Tschernobyl und Fukushima ha-
ben Medien, Zivilgesellschaft und Kirchen eine beson-
dere Aufgabe.67

5. Risiken sind immer auch eine abhängige Variable von ge-
sellschaftlichen Wahrnehmungen und Prioritäten. Da es
über Strahlenrisiken schon aus methodischen Gründen
keine wissenschaftlich eindeutige Bewertung gibt, sind
diskursive Strategien von vorrangiger Bedeutung.68 Politik
muss angesichts bleibender Differenzen ein möglichst
transparentes und faires Konfliktmanagement ermögli-
chen und für Chancen der Partizipation an Entscheidungen
besonders für die unmittelbar betroffenen Bürger erhöhen.

6. Der tief greifende und rasche Wandel, den CDU und CSU
in der Bewertung der Atomenergie nach Fukushima voll-
zogen haben, ist nicht isoliert zu verstehen. Auch in der
SPD, die in der Frühphase die Atomenergie mit großen Er-
wartungen verknüpft hatte, sowie in Unternehmen wie
etwa RWE (anfangs ablehnend, dann führend, nun auch in-
ternational aussteigend) vollzog sich ein tiefer Wandel.
Statt des wechselseitigen Verdachts von bloß populisti-
scher Anpassung ist eine partei-, branchen- und länder-
übergreifende Vertiefung der ethischen Debatte notwen-
dig. Nur auf der Basis differenzierter Analysen der
vielschichtigen Zielkonflikte, die über die Anwendung hi-
naus auch die Grundlagenforschung und gesellschaftli-
chen Strukturen betreffen und zu Kooperationen führen,
kann die Energiewende gelingen.
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7. Nutzen und Lasten bzw. Risiken der Atomenergienut-
zung müssen gerecht verteilt werden, und zwar sowohl
hinsichtlich unterschiedlicher Regionen, Bevölke-
rungsgruppen und Generationen. Dabei müssen die
ethischen Implikationen von Werturteilen ebenso sys-
tematisch berücksichtigt werden wie ihre Bezüge zu
den jeweils vorausgesetzten Wohlstandsmodellen.69

8. Aus Gründen marktwirtschaftlicher Gerechtigkeit so-
wie des Verursacherprinzips sollte die Deckungs-
summe der Versicherungspflicht für Atomkraftwerke
drastisch erhöht werden.

9. Eine Abkehr von der Atomenergie ist nicht als isolier-
tes Projekt möglich, sondern erfordert zugleich eine
umfassende Revision der Energie- und Wirtschaftspoli-
tik. Dabei sollten Programme über erneuerbare Ener-
gien hinaus konsequent durch Strukturen und Be-
wusstseinsbildung für Energieeinsparung flankiert
werden.

10. Die Vorreiterrolle, die Deutschland für die Energie-
wende übernommen hat, ist aufgrund der spezifischen
Diskursgeschichte in Deutschenland ethisch-politisch
geboten, jedoch nur durchzuhalten, wenn sie kon-
sequenter und transparenter umgesetzt und internatio-
nal fortgeführt wird.70
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